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Die Rechtskommission des
Ständeratswill grosse
Firmen zwingen, Spenden
andie Politik offenzulegen.
Daniel Friedli

Wie schwierig das Thema Spen-
den in der Politik ist, hat sich
dieseWoche gleich mehrfach ge-
zeigt. Die Waadtländer Stände-
rätin Géraldine Savary (sp.) gab
ihren Verzicht auf eine Wieder-
wahl bekannt, weil sie von einem
Milliardär mehr Spenden ange-
nommen hat, als ihrer Partei lieb
ist. Im Bundeshaus machten sich
derweil die Ständeräte daran,
Möglichkeiten für einen Gegen-
vorschlag zur sogenannten Trans-
parenz-Initiative zu prüfen, mit
der die Linke mehr Klarheit über
die Geldflüsse in der Politik errei-
chenwill.

Nicht kommuniziert wurde in-
des, dass die Rechtskommission
des Ständerates diesbezüglich in
einem anderen Geschäft bereits
erste Pflöcke eingeschlagen hat.
Auf Antrag des Schaffhausers
Thomas Minder (svp.) beschloss
sie, börsenkotierte Unternehmen
via Aktienrecht zur Transparenz
über ihre Spenden zu verpflich-
ten. So sollen diese Firmen künf-

Parteispenden: Firmen
sollenFarbebekennen

tig im Vergütungsbericht offen-
legen, wie viel Geld sie gesamt-
haft für Wahlen und Kampagnen
an politische Akteure vergeben
haben. Und sie sollen bei Beträ-
gen von über 10000 Franken
auch den Empfänger des Geldes
nennen, wobei die Firmenstatu-
ten allerdings auch eine andere
Schwelle vorsehen können.

Der Vorschlag kommt insofern
überraschend, als ähnliche An-
träge bisher im Parlament nie
eine Mehrheit fanden. Und noch
erstaunlicher ist, dass der jetzige
Antrag ohneMinderheit ans Rats-
plenumüberwiesenwurde. Denn
die Wirtschaft hat sich bisher
stets gegen eine Transparenz-
pflicht gewehrt, und sie wäre
auch von der nun geplanten Be-
stimmung stark betroffen.

Gemäss Umfragen verteilen
viele grosse Firmen Spenden an
die Politik, darunter die beiden
Grossbanken. Die Credit Suisse
etwa spendet jährlich bis zu einer
Million Franken an Parteien, die
UBS bezifferte ihr Engagement
für 2016 mit 700000 Franken.
Noch häufiger beteiligen sich die
Firmen an einzelnen politischen
Kampagnen. An wen dabei wie
viel Geld fliesst, lassen die meis-
ten Unternehmen indes offen.

Andreas Schmid

Die Klassenkameraden haben
ihrem jüdischenMitschüler anti-
semitische Textnachrichten und
Hitlersymbole geschickt. Über
Whatsappwurde der Gymnasiast
verunglimpft, bis sein Vater ein-
schritt und das Gesprächmit der
Schulleitung suchte. Der Vorfall
spielte sich kürzlich ab, an einer
Kantonsschule in einem bürger-
lichen Grossstadtquartier. Er fra-
ge sich, wie es dazu komme, dass
im Jahr 2018 «anständige Buben»
Naziparolen verwendeten, sagt
der Vater. Die Verantwortlichen
der Schule versicherten ihm, Ras-
sismus werde nicht toleriert und
die Jugendlichen würden für das
Thema sensibilisiert.

An einer ZentralschweizerKan-
tonsschule eskalierten die An-
griffe gegen einen 12-jährigen
Erstgymnasiasten jüdischenGlau-
bens letztes Jahr sogarderart, dass
die Eltern der Klassenkameraden
mit einem Brief darüber infor-
miertwerdenmussten.Begonnen
hatte dasMobbingmit Hitler-Bil-
dern und antisemitischen Karika-
turen, dieMitschüler über soziale
Netzwerke verbreiteten.

Wiederholt gelangten betrof-
fene Eltern mit derartigen Fällen
an ihn, sagt Dominic Pugatsch,
Geschäftsführer der Stiftung
gegen Rassismus und Antisemi-
tismus (GRA). An Schulen gebe es
immer wieder rassistische Vor-
fälle. «Die sozialen Netzwerke
dienen dabei häufig als Brand-
beschleuniger.»Mitläufer schlies-
sen sich laut Pugatsch den
Rädelsführern an, die Kameraden
anderen Glaubens beschimpfen.
«Das Internet ist der Stammtisch
der Jugendlichen.»

Alle Schulstufen betroffen
Die gemeldeten Vorkommnisse
an Gymnasien zeigten, dass das
Rassismusproblem an Mittel-
schulen genauso bestehe wie an
Sekundar- und Realschulen, hält
Pugatsch fest. Die Stiftung GRA
bietet sich als Anlaufstelle für
Schulleitungen und Betroffene
an, um in Konflikten zu vermit-
teln und Lösungen zu suchen. Die
Statistik aller 27 in diesem Be-

AntisemitismusanSchulenweitverbreitet

reich tätigen Schweizer Bera-
tungsstellen zeigt, dass die Schu-
le nach dem Arbeitsplatz am
stärksten von rassistischen Vor-
fällen tangiert ist. Wie Jugend-
liche jüdischen Glaubens sind
auch Muslime und Schüler mit
schwarzer Hautfarbe betroffen.

In einer Mitteilung schilderte
die eidgenössische Kommission
gegen Rassismus im Frühling ein
Beispiel aus dem letzten Jahr: Die
Mutter eines Zehnjährigen
wandte sich an eine Beratungs-
stelle, weil ihr Sohn von denMit-
schülern als «Negerlein» be-
schimpftwordenwar. Zudem sol-
len ihn die Klassenkameraden ge-
fragt haben,warumer stinke und
ob er Ebola habe.

GRA-Geschäftsführer Dominic
Pugatsch beobachtet, dass Rassis-
mus im Alltag oft hingenommen
werde, ohne dass jemand inter-
veniere oder eine Fachstelle ein-
schalte. Deshalb wisse man nur
von einemBruchteil der Fälle. Pu-
gatsch erwähnt, dass ihn auch die
Entwicklung ausserhalb von
Schule und Arbeitsplatz beunru-
hige. Kinder, die jüdische Zürcher
Schulen besuchen, gingen aus
Sicherheitsgründen stets beglei-
tet ins Fussballtraining.Während
der Partien des FC Hakoah – der
jüdische Fussballverein in Zürich
existiert seit 1922 – müssten sich
Spieler und Anhänger regel-
mässig verunglimpfen lassen.

Ein Vater, dessen Söhne in
Nachwuchsmannschaften des
Klubs mittun, erzählt von den

Klassenkameradenbeschimpfen jüdische Jugendliche– sozialeNetzwerkeverschärfendasProblem
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Rassistische Angriffe geschehen oft über Hasstiraden in Chats.

Negativerlebnissen, die er Sonn-
tag für Sonntag haben müsse.
Übelste Beschimpfungen seien
von den Gegnern auf dem Platz
oder aus den Reihen der Zu-
schauer zu hören. «Die Juden
haben wieder den Schiedsrichter

gekauft» sei noch eine der harm-
loseren Diffamierungen. Die
Hasstiraden kämen ebenso von
Schweizern wie von Personen
ausländischer Herkunft, von
Christen und Muslimen. Der
Vater sagt: «Wenn sich Zwölfjäh-
rige so äussern, frage ich mich,
woher sie das haben.» Einiges
müsse von den Eltern übernom-
menworden sein, mutmasst er.

Gefährliche Dynamik
Jugendliche sähen sich ausser-
dem durch Botschaften in den
sozialen Netzwerken animiert,
sich rassistisch zu verhalten, sagt
Experte Pugatsch. Internetplatt-
formen böten Kleingruppen die
Gelegenheit, sich schnell zu ver-
grössern und etwa in einemKlub
oder einer Klasse eine verhee-
rende Dynamik auszulösen. Laut
Pugatsch stehen oft Beschimp-
fungen inWhatsapp-Chats oder in
sozialenNetzwerken amAnfang.

Seit Jahren fordern religiöse
Minderheiten in der Schweiz,
dass sich Bund und Kantone
finanziell stärker am Schutz
ihrer Einrichtungen beteiligen.
Der Anschlag auf eine Synagoge
in Pittsburgh in den USA von
EndeOktober, bei dem ein
Antisemit EndeOktober elf
Menschen erschossen hatte,
bestärkt die jüdischenOrgani-
sationen imAnsinnen.
80 Jahre nach der «Kristall-

nacht» vom9. November stellt
Antisemitismus nachwie vor ein
akutes Problemdar. Die Gefahr
terroristischer Anschläge
zwingt die jüdischen Gemein-
den, viel Geld für den Schutz
ihrer Synagogen aufzuwenden.

Sicherheit vonSynagogen

MehrGeld vomStaat gefordert

Die baselstädtische Regierung
beantragte deshalb kürzlich
demParlament, mehr an die
Sicherheitskosten der jüdischen
Gemeinde beizutragen. In allen
anderen Kantonen sei aber
bisher noch keine Lösung für
die Deckung dieser Ausgaben
gefundenworden, sagt Jona-
than Kreutner, Generalsekretär
des Schweizerischen Israeliti-
schen Gemeindebunds. Der
Bundesratmachte im Juli einen
Schritt: Er willigte ein, künftig
einen Teil der Sicherheitskosten
religiöserMinderheiten zu
übernehmen. Die Kantone
müssen sich paritätisch beteili-
gen.Man sei nun auf gutem
Weg, sagt Kreutner. (asc.)
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